
Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration 
und Gleichstellung 

documenta-Stadt
 
Kassel, 15.02.2008 

  

Niederschrift 
 

über die 18. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung 

am Donnerstag, 14.02.2008, 17.00 Uhr, 
im Kommissionszimmer I, Rathaus, Kassel 

 
 

 
Anwesende:   Siehe Anwesenheitsliste 
    (Bestandteil der Niederschrift) 
 
 
Tagesordnung: 
 
 

1. Bericht zum Frauenförderplan für die Stadtverwaltung Kassel 101.16.714 
 
 

2. Umsetzung des Zukunftsprogramms "Demografischer Wandel" 101.16.776 
 
 

3. Satzung zur Änderung der Satzung über die Reinigung der 
öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Kassel 
(Straßenreinigungs- und -gebührensatzung) vom 16.12.1991 in 
der Fassung der Neunten Änderung vom 26.03.2007 (Zehnte 
Änderung) 

101.16.781 

 
 

4. Wahlrecht für alle 101.16.775 
 
 

5. Hundeauslauffläche "Am Heimbach" 101.16.800 
 
 

6. Baumschutzsatzung 101.16.803 
 

 
 
 
Vorsitzender  Kieselbach eröffnet die mit der Einladung vom 05.02.2008 
ordnungsgemäß einberufene 18. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, 
Recht, Integration und Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden, insbesondere die 
vielen Gäste und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
Zur Tagesordnung 
 
Tagesordnungspunkt 5 
 
Hundeauslauffläche „Am Heimbach“ 
Antrag der SPD-Fraktion 
101.16.800 
 
wird auf Grund des großen öffentlichen Interesses vorgezogen und zuerst behandelt. 
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Tagesordnungspunkt 6 
 
Baumschutzsatzung 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
101.16.803 
 
wird von der antragstellenden Fraktion zurückgezogen, nachdem Oberbürgermeister 
Hilgen mitgeteilt hat, dass sich der Magistrat in Ausführung der Beschlüsse der 
Stadtverordnetenversammlung vom 18.07.2005 und 03.09.2007 in einer seiner 
nächsten Sitzungen mit einer entsprechenden Vorlage befassen wird. 
 
Vorsitzender Kieselbach stellt die so geänderte Tagesordnung fest. 
 
 
 

5. Hundeauslauffläche "Am Heimbach"                          vorgezogen 
Antrag der SPD-Fraktion 
- 101.16.800 - 

 
 
Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, der Stadtverordnetenversammlung 
eine Änderungssatzung zu § 2 der Gefahrenabwehrverordnung über das 
Führen von Hunden in der Stadt Kassel (Kasseler Hundeverordnung – 
KHVO -) zur Beschlussfassung vorzulegen. Dabei soll das Naherholungs-
gebiet „Am Heimbach“ (Wehlheiden) aus der Anlage zu § 2 Abs. 1 (Lfd. 
Nr. 10) ersatzlos gestrichen werden. 

 
 
Stadtverordnete Bergmann begründet den Antrag für die SPD-Fraktion. Eine 
eingehende Diskussion schließt sich an. Oberbürgermeister Hilgen und Herr Heiser, 
Leiter des Ordnungsamtes, beantworten alle Fragen der Stadtverordneten. 
 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
 
Zustimmung: SPD, B 90/Grüne, Kasseler Linke.ASG, FDP 
Ablehnung: CDU 
Enthaltung: Stadtverordneter Alster (CDU) 
den  
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Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag der SPD-Fraktion betr. Hundeauslauffläche  
"Am Heimbach", 101.16.800, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Bergmann 
 
 
 
 

1. Bericht zum Frauenförderplan für die Stadtverwaltung Kassel 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.714 - 

 
 
Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

"Die Stadtverordnetenversammlung nimmt den vom Magistrat 
gemäß Ziffer 8 des Frauenförderplanes für die Stadtverwaltung 
Kassel vorgelegten Bericht - Stand: 01.01.2007 - zur Kenntnis."  
 
Der Magistrat hat den Bericht zum Frauenförderplan in seiner 
Sitzung am 22.10.2007 beschlossen. 

 
 
Oberbürgermeister Hilgen gibt einen ausführlichen Bericht zum Frauenförderplan 
und lässt die Unterlage „Anmerkungen zum Frauenförderplan“ verteilen. Eine 
eingehende Diskussion schließt sich an. Oberbürgermeister Hilgen beantwortet alle 
Fragen der Stadtverordneten und dankt für die Anregung, zukünftig auch den 
Mitarbeiter/innen-Anteil mit Migrationshintergrund aufzuschlüsseln. 
 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: --- 
Enthaltung: --- 
den  
 
 
 
 
 



 
 

 
Niederschrift zur 18. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung vom 14.02.2008 Seite 4 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Bericht zum Frauenförderplan für die 
Stadtverwaltung Kassel, 101.16.714, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kalb 
 
 
 
 

2. Umsetzung des Zukunftsprogramms "Demografischer Wandel" 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.776 - 

 
 
Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Das als Anlage beigefügte Zukunftsprogramm ’Demografischer 
Wandel’ wird zum nächstmöglichen Zeitpunkt als 
Handlungsprogramm zur aktiven Gestaltung der demografischen 
Entwicklung in Kassel beschlossen und umgesetzt.“ 

 
 
Nach kurzer Diskussion sind sich die Mitglieder einig, dass aus dem Ausschuss für 
Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung keine Änderungsanträge zum 
Zukunftsprogramm ’Demografischer Wandel’ gestellt werden müssen. 
 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: --- 
Enthaltung: Stadtverordnete Diederich (SPD) 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Umsetzung des Zukunfts-programms 
"Demografischer Wandel", 101.16.776, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Friedrich 
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3. Satzung zur Änderung der Satzung über die Reinigung der 
öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Kassel (Straßenreinigungs- 
und -gebührensatzung) vom 16.12.1991 in der Fassung der Neunten 
Änderung vom 26.03.2007 (Zehnte Änderung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.781 - 

 
 
Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung zur 
Änderung der Satzung über die Reinigung der öffentlichen 
Straßen im Gebiet der Stadt Kassel (Straßenreinigungs- und -
gebührensatzung) vom 16.12.1991 in der Fassung der Neunten 
Änderung vom 26.03.2007 (Zehnte Änderung) in der aus der 
Anlage zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: --- 
Enthaltung: --- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Reinigung der öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Kassel 
(Straßenreinigungs- und -gebührensatzung) vom 16.12.1991 in der 
Fassung der Neunten Änderung vom 26.03.2007 (Zehnte Änderung), 
101.16.781, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Selbert 
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4. Wahlrecht für alle 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
- 101.16.775 - 

 
 
Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, 
 
sich beim Städte- und Gemeindebund, der Hessischen Landesregierung und der 
Bundesregierung dafür einzusetzen, das aktive sowie passive kommunale 
Wahlrecht für alle BewohnerInnen unabhängig von der Staatsangehörigkeit 
gesetzlich zu verankern. 

 
 
Stadtverordneter Selbert begründet den Antrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG. 
Nach intensiver Diskussion ändert Stadtverordneter Selbert den Antrag wie folgt: 
 
 
Geänderter Antrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert,  
 
sich beim Deutschen Städtetag dafür einzusetzen, das aktive sowie passive 
kommunale Wahlrecht für alle BewohnerInnen unabhängig von der 
Staatsangehörigkeit gesetzlich zu verankern. 

 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
 
Zustimmung: SPD, B 90/Grüne, Kasseler Linke.ASG 
Ablehnung: CDU, FDP 
Enthaltung: --- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem geänderten Antrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG betr. Wahlrecht 
für alle, 101.16.775, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Oberbrunner 
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6. Baumschutzsatzung 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
- 101.16.803 - 

 
 
Zurückgezogen. 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 18.30 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
Wolfram Kieselbach Bärbel Seitz 
Vorsitzender Schriftführerin 



 
 

 
Niederschrift zur 18. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung vom 14.02.2008 Seite 8 
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